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FDP rüttelt am Frühenglisch
Fremdsprachen würden zu früh unterrichtet. Die FDP Schweiz fordert die Abschaffung auf Primarschulstufe.

Maja Briner

Ab der dritten Klasse lernen 
Schülerinnen und Schüler in der 
Deutschschweiz entweder Eng-
lisch oder Französisch, ab der 
fünften Klasse folgt die zweite 
Fremdsprache. Fast alle Kanto-
ne setzen inzwischen auf dieses 
Modell, nur Appenzell Innerrho-
den und Uri scheren aus. Der 
Sprachenkompromiss hat sich 
also durchgesetzt.

Doch die Kritik mehrt sich. 
Im Kanton Bern erteilte das Par-
lament der Bildungsdirektion 
unlängst den Auftrag, «die Sinn-
haftigkeit» des Frühfranzösisch 
zu überprüfen.

Nun lässt ein Positionspapier 
der FDP zur Volksschule aufhor-
chen, das am kommenden Sams-
tag an der Delegiertenversamm-
lung verabschiedet wird. Es sei 
an der Zeit, «einige Fehlentwick-
lungen zu korrigieren», heisst es 
im Entwurf. Es folgen über ein 
Dutzend Forderungen – darunter 
die Abschaffung von Frühfran-
zösisch und Frühenglisch.

Lieber Französisch  
als Englisch
Auf Primarschulstufe müsse das 
Erlernen der Erstsprache Priori-
tät haben, wird im Papier gefor-
dert. Die abnehmenden Sprach-
kompetenzen in den lokalen 
Landessprachen seien «ein 
Alarmsignal und sprechen für 
sich». Laut Pisa-Studie erreicht 
ein Viertel der Schweizer Schü-
lerinnen und Schüler im Lesen 
das Mindestniveau nicht.

Am Positionspapier hat 
FDP-Mitglied Irina Bannwart 
mitgewirkt. Sie ist ausgebildete  
Logopädin und ehemalige 
Schulleiterin – kennt die Schule 
also aus verschiedenen Perspek-
tiven. «Wir müssen die Grund-
kompetenzen stärken», sagt sie. 
Darauf baue alles Weitere auf. 
«Was nützt einem KMU ein 
Lehrling, der nicht lesen und 
schreiben kann?», fragt sie rhe-
torisch.

Irina Bannwart sagt, um eine 
Fremdsprache zu lernen, brau-
che es zuerst eine gute Basis in 
der Erstsprache. «Ein Grossteil 
der Drittklässler hat diese Kom-
petenzen noch nicht.» Das Posi-
tionspapier ist noch nicht defini-
tiv, Änderungen sind möglich an 
der Delegiertenversammlung.

Überraschend ist, dass die 
Wirtschaftspartei FDP im Ent-
wurf Französisch gegenüber 
Englisch vorzieht: Falls eine 
Frühfremdsprache unterrichtet 
werden solle – etwa in einem Brü-
ckenkanton – sei eine Schweizer 
Landessprache zu priorisieren. 
«Es geht um den Zusammenhalt 
des Landes», erklärt Bannwart.

Eine Abschaffung des Früh-
englischs müsse zudem nicht 

bedeuten, dass die Schülerinnen 
und Schüler am Ende ihrer 
Schulzeit weniger gut Englisch 
könnten, betont sie: «Es kommt 
vor allem auch auf die Intensität 
und die Qualität des Unterrichts 
an.» Im Positionspapier wird 
unter anderem auch gefordert, 
dass auf der Sekundarstufe ein 
Ausbau der Sprachaufenthalte 
geprüft werden soll.

Dass ein späterer Lernbe-
ginn kein Nachteil sein muss, 
betont auch Florence Bett-
schart-Narbel, Waadtländer 
Kantonsrätin und designierte 
FDP-Vizepräsidentin, die eben-
falls am Positionspapier mitge-
arbeitet hat. «Das Niveau des 
Fremdsprachenunterrichts in 
der dritten Klasse ist sehr tief, 

die Lehrpersonen beherrschen 
die Sprache zum Teil selbst nicht 
super.» Wenn man später starte, 
könne man rasch ein höheres 
Niveau erreichen. Auch Studien 
kamen schon zu diesem Schluss.

Durchwachsene  
Resultate
Alain Pichard, Bildungspolitiker 
(GLP) aus Biel, ist seit langem 
ein Kritiker des Frühfranzö-
sischs. Dass in sechs Kantonen 
(BE, BL, BS, FR, SO und VS) ab 
der dritten Klasse Französisch 
unterrichtet wird, hält er für 
einen Fehler. «Die Abschaffung 
ist überfällig.» Das Frühfranzö-
sisch sei entgegen der Studien-
lage eingeführt worden, kriti-
siert er. Inzwischen zeige sich, 

dass die Resultate miserabel sei-
en. Eine Studie der Universität 
Freiburg lieferte derart schlech-
te Resultate, dass die sechs Kan-
tone, die die Studie bestellt hat-
ten, diese nicht publizierten. 
Und laut der letzten Überprü-
fung (ÜGK) erreichten nur 65 
Prozent der Schülerinnen und 
Schüler mit Französisch als ers-
ter Fremdsprache die Grund-
kompetenzen in Leseverstehen. 
Ein Frust für manchen Schüler 
und manche Schülerin.

Bei Frühenglisch als erster 
Fremdsprache sind die Resulta-
te besser. Französisch und Eng-
lisch seien zwei Welten, sagt Pi-
chard. Englisch könnten die 
Schüler relativ gut, sie kämen 
auch eher damit in Kontakt. 
Trotzdem sagt Pichard, Früh-
englisch sei unnötig. Er kritisiert 
zudem die fehlende Harmoni-
sierung: dass also in manchen 
Kantonen zuerst Französisch, in 
anderen aber zuerst Englisch ge-
lehrt wird.

Rahmenbedingungen  
seien nicht erfüllt
Und was sagen die Lehrer und 
Lehrerinnen? Ihr Dachverband 
LCH ist mit dem Fremdspra-

chenunterricht nicht ganz zufrie-
den, wie er durchblicken lässt. 
Der LCH habe das Konzept des 
Frühfranzösischs und Früheng-
lischs unterstützt, unter dem 
Vorbehalt, dass die Rahmenbe-
dingungen für einen wirksamen 
Sprachunterricht geschaffen 
werden, erklärt Beat A. Schwen-
dimann, Leiter Pädagogik LCH. 
Die Rahmenbedingungen seien 
aber noch nicht erreicht.

Zentral sei die Qualität des 
Sprachunterrichts, betont 
Schwendimann: «Für einen er-
folgreichen Fremdsprachen-
unterricht sind gut ausgebildete 
Lehrpersonen notwendig, es 
braucht eine Auswahl an geeig-
neten Lehrmitteln und es muss 
ausreichend Zeit zur Verfügung 
stehen.»

Bei der Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektorinnen 
und -direktoren (EDK) gibt es 
derzeit keine Diskussion zu den 
Frühfremdsprachen. Ob die 
Grundkompetenzen in den 
Fremdsprachen erreicht werden, 
wird derzeit zum zweiten Mal ge-
prüft; die Resultate sollen 2025 
veröffentlicht werden. Je nach-
dem wie sie ausfallen, dürften sie 
die Diskussionen neu anheizen.

Auf Lob für Amherd folgt Abfuhr für Cassis
Verhandlungen mit Brüssel: EU-Kommissar Sefcovic sagt Reise nach Bern kurzfristig ab.

Remo Hess, Brüssel  
und Stefan Bühler

Drei Tage erst ist es her, da gab 
es noch höchstes Lob der EU für 
die Schweiz. «Liebe Viola», sag-
te Ursula von der Leyen am 
Ende des Ukraine-Gipfels zu 
Bundespräsidentin Amherd, 
«vielen Dank für die Organisa-
tion dieser wichtigen Konfe-
renz!» Die EU-Kommissions-
präsidentin zeigte sich beein-
druckt von der «Fähigkeit der 
Schweizer Diplomatie».

Anzunehmen, diese Dank-
barkeit der EU-Spitze würde der 
Schweiz auch bei den Verhand-
lungen über die bilateralen Ver-
träge zugutekommen, wäre aber 
ein Fehler. Das zeigte sich schon 
am Dienstag, als das Aussende-
partement von Bundesrat Igna-
zio Cassis offiziell bestätigte, was 
in Brüssel längst gemunkelt wur-

de: Der für Donnerstag ange-
setzte Besuch von EU-Vizekom-
missionspräsident Maros Sefco-
vic in Bern fällt ins Wasser. Nach 
einem Telefongespräch am 
Montagabend seien Cassis und 
Sefcovic übereingekommen, 
«dass der Zeitpunkt für ein bila-
terales Treffen noch nicht gege-
ben ist», teilt EDA-Sprecher Mi-
chael Steiner auf Anfrage mit.

Essen und Termine waren 
schon vorbereitet
Brisant: Der Besuch von Sefco-
vic in der Schweiz war schon bis 
ins Detail vorbereitet. Am Don-
nerstag hätte es nach einem 
Arbeitstreffen ein Essen mit Cas-
sis geben sollen. Auch die Sozial-
partner und Vertreter aus dem 
Parlament hatten schon einen 
Termin beim für die Schweiz zu-
ständigen EU-Kommissar. Invol-
vierte Personen geben sich des-

halb überrascht über die unver-
mittelte Absage. Harzt es in den 
Gesprächen wirklich so fest, dass 
man den Besuch in letzter Minu-
te platzen lässt?

Laut EDA konnten in über 
60 Gesprächsrunden Fortschrit-
te erzielt werden. In manchen 
Bereichen würden «die Positio-
nen aber noch weit auseinander-
liegen». CH Media weiss: Es 
geht vor allem um die Personen-
freizügigkeit und die von der 
Schweiz geforderte Schutzklau-
sel bei der Zuwanderung. Diese 
kommt bei der EU gar nicht gut 
an und die Schweiz beisst in 
Brüssel bislang auf Granit.

Mit dem Dossier vertraute 
Personen verweisen darauf, dass 
die Schweiz und die EU sich im 
gemeinsamen Schlussdoku-
ment zu den Vorgesprächen, 
dem «Common Understan-
ding», darauf geeinigt hätten, 

vor allem einen möglichen Miss-
brauch der Sozialsysteme durch 
zugewanderte EU-Ausländer zu 
verhindern. Jetzt fordere der 
Bundesrat aber plötzlich etwas, 
was auf eine Begrenzung der Zu-
wanderung an sich herauslaufe.

Beide Seiten sind nicht 
wirklich zufrieden
Das weckt in Brüssel Erinnerun-
gen an die Gespräche zur Mas-
seneinwanderungsinitiative ab 
2014. Schon damals kam Bern 
mit der Idee einer Schutzklausel 
an und scheiterte. Für die EU-
Kommission hat sich nichts ge-
ändert: Sie will der Schweiz eine 
Beschränkung der Personenfrei-
zügigkeit nicht erlauben, weil sie 
dann sofort Forderungen aus 
anderen Mitgliedstaaten abweh-
ren müsste.

Dass bei den Europawahlen 
EU-skeptische Parteien zugelegt 

haben, die die Zuwanderung 
ebenfalls kritisch sehen, dürfte 
sicherlich auch nicht helfen. Im 
Gegenteil: Brüssel steht unter 
Druck, die zunehmend bedräng-
ten EU-Grundprinzipien noch 
entschiedener zu verteidigen.

Auf der anderen Seite gibt es 
aber auch von Schweizer Seite 
Vorwürfe an die EU-Kommis-
sion. Dem Vernehmen nach 
kam die EU auf Zusagen zurück, 
die im Common Understanding 
vereinbart worden seien. Er-
wähnt wird etwa die Unionsbür-
gerrichtlinie. Zudem ist zu ver-
nehmen, dass Brüssel bei Zuge-
ständnissen der Teilnahme am 
EU-Forschungsprogramm wie-
der zurückgekrebst ist und die 
Schweiz auf Abstand hält.

Nebst dem laufenden Ver-
handlungspoker dürfte auch die 
persönliche Agenda Sefcovics 
bei der Absage seines Bern-Be-

suchs eine Rolle gespielt haben: 
Der Vertreter der Slowakei in 
Brüssel muss in den nächsten 
Tagen bei der Neukonstituie-
rung der EU-Kommission seine 
künftige Position finden bezie-
hungsweise absichern. Eine Rei-
se nach Bern, ohne Aussicht auf 
einen Durchbruch, liegt da of-
fenbar nicht drin.

Adrian Wüthrich, Präsident 
des Gewerkschaftsdachver-
bands Travailsuisse, gewinnt der 
Absage einen positiven Aspekt 
ab. «Für mich zeigt das, dass hart 
verhandelt wird.» Dies sei nötig: 
«Gerade bei der EU-Spesenre-
gelung brauchen wir eine Lö-
sung, damit es nicht durch 
extrem tiefe Spesen zu indirek-
tem Lohndumping kommt.»

Gefragt ist, was von der 
Leyen am Sonntag ausdrücklich 
lobte: die Fähigkeit der Schwei-
zer Diplomatie.
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Erste obligatorische Fremdsprache
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